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Änderung und Beendigung des Qualifizierungsvertrags

Die im Qualifizierungsvertrag getroffenen Vereinbarun­
gen können nur durch Vertrag abgeändert werden (§ 155 
AGB). Das entspricht den Grundsätzen, die bei allen ar­
beitsrechtlichen Verträgen gelten.

Das Angebot des Betriebes, den Qualifizierungsvertrag 
zu ändern, ist an keine gesetzlich festgelegten Gründe 
gebunden. Der Betrieb wird z. B. dann eine Änderung 
anstreben, wenn er wegen einer Struktur- oder Planände­
rung Arbeitskräfte mit der bislang vorgesehenen Quali­
fikation nicht mehr benötigt oder Arbeitskräfte mit einer 
anderen Qualifikation braucht. Es können jedoch auch 
Gründe vorliegen, die der Werktätige selbst gesetzt hat, 
so z. B., wenn er im Verlauf der Qualifizierung mangelnde 
Arbeits- und Studiendisziplin zeigt oder wenn sich her­
ausstellt, daß er nicht wie vorgesehen eingesetzt werden 
kann, weil bestimmte persönliche Voraussetzungen fehlen 
und sich dies auch nicht ändern wird.

Wird die Änderung eines Qualifizierungsvertrags er­
forderlich, der nach § 153 Abs. 2 AGB vom Betrieb schrift­
lich auszufertigen ist, so muß auch die Änderung durch 
den Betrieb unverzüglich schriftlich ausgefertigt werden. 
Hieraus ergibt sich eindeutig, daß keine schriftlichen Ände­
rungen des Qualifizierungsvertrags in den Fällen erfolgen, 
in denen mündliche Vereinbarungen geändert werden sol­
len. Derartige Fälle werden ohnehin nur selten auftreten.

Können sich Betrieb und Werktätiger über eine Ände­
rung des Qualifizierungsvertrags nicht einigen, so besteht 
dieser weiter, oder er muß nach den Grundsätzen des 
§ 156 AGB beendet werden. Das AGB bietet dazu zwei 
Möglichkeiten:

Ein Qualifizierungsvertrag wird in der Regel dadurch 
beendet, daß entsprechend der vertraglichen Vereinba­
rung das Qualifizierungsziel erreicht oder die vereinbarte 
bzw. verlängerte Qualifizierungszeit abgelaufen ist. Deren 
Verlängerung wird immer dann erforderlich werden, 
wenn die Aus- oder Weiterbildung aus gerechtfertigten 
Gründen nicht im ursprünglich vereinbarten Zeitraum ab­
geschlossen werden konnte. Kommt eine Verlängerung 
nicht zustande, dann endet der Qualifizierungsvertrag 
durch Zeitablauf; es ist also keine zusätzliche Handlung 
der Partner erforderlich.

Die zweite außergewöhnliche Möglichkeit ist die vor­
zeitige Beendigung des QualifizierungsVertrags. Dieser 
kann im gegenseitigen Einvernehmen aufgehoben werden, 
wenn aus persönlichen oder betrieblichen Gründen das 
Qualifizierungsziel bzw. der vereinbarte Abschluß nicht 
erreicht werden kann oder soll. Die vorzeitige Beendigung 
im gegenseitigen Einvernehmen ist an keine besonderen 
Gründe gebunden. Die Vereinbarung über die vorzeitige 
Auflösung von gemäß § 153 Abs. 2 AGB schriftlich abzu­
schließenden Qualifizierungsverträgen ist vom Betrieb 
schriftlich auszufertigen (§ 156 Abs. 2 AGB). Außerdem 
hat der Betrieb die zuständige betriebliche Gewerkschafts­
leitung zu informieren (§ 157 AGB).

Wird über die vorzeitige Beendigung des Qualifizie­
rungsvertrags keine Willensübereinstimmung erzielt, so ist 
jeder Vertragspartner gemäß § 156 Abs. 3 AGB nach den 
allgemeinen Vorschriften des Kündigungsrechts zu dessen 
Kündigung berechtigt.

Der Betrieb kann Qualifizierungsverträge nur nach 
vorheriger Zustimmung der zuständigen betrieblichen Ge­
werkschaftsleitung (§ 157 Abs. 2 AGB) und nur bei Vor­
liegen der gesetzlich vorgeschriebenen Gründe kündigen. 
§ 156 Abs. 4 Buchst, a bis d AGB sieht dazu vier Kündi­
gungsgründe vor:

1. Der Werktätige erweist sich für die Arbeitsaufgabe, 
für die er sich qualifiziert, als ungeeignet. Die Nicht­
eignung kann sich dabei auf mehrere Faktoren beziehen. 
Sie ist sowohl dann gegeben, wenn sich während der Qua­
lifizierung herausstellt, daß der Werktätige offensichtlich 
fachlich oder gesundheitlich nicht geeignet ist, als auch

dann, wenn er aus in seiner Person liegenden Gründen 
keine Gewähr für eine qualitätsgerechte Erfüllung der 
künftigen Arbeitsaufgabe bietet.

2. Der Werktätige hat seine Pflichten aus dem Qua­
lifizierungsvertrag bzw. dem Arbeitsrechtsverhältnis oder 
seine staatsbürgerlichen Pflichten grob verletzt. Letzteres 
ist z. B. dann gegeben, wenn ein Werktätiger, der für eine 
leitende Funktion im Betrieb vorgesehen ist, während 
der Qualifizierung strafrechtlich zur Verantwortung ge­
zogen werden muß.

3. Trotz umfassender Hilfe seitens des Betriebes zeigt 
der Werktätige ungenügende Lernergebnisse. Hat der Be-' 
trieb dem Werktätigen die ihm mögliche und erforderliche 
Unterstützung während der Aus- und Weiterbildung ge­
geben, dann können schlechte Lernergebnisse nur in un­
genügender eigener Arbeit oder im Unvermögen des Werk­
tätigen liegen. Hier entspricht es sowohl dem Interesse 
des Werktätigen als auch dem des Betriebes, den Quali­
fizierungsvertrag vorzeitig zu beenden.

4. Der Werktätige kann wegen Strukturveränderung 
in absehbarer Zeit nicht wie geplant im Betrieb eingesetzt 
werden, lehnt eine zumutbare Arbeit entsprechend der 
vorgesehenen Qualifikation in einem anderen Betrieb ab, 
und die gesellschaftlichen Interessen erfordern die Kündi­
gung des Qualifizierungsvertrags. In § 147 Abs. 2 AGB sind 
die Voraussetzungen für den qualifikationsgerechten Ein­
satz des Werktätigen festgelegt. Zeigt sich während der 
Ausbildung, daß der qualifikationsgerechte Einsatz im Be­
trieb nicht möglich ist und in absehbarer Zeit auch nicht 
möglich sein wird, so würde es zu Bildungs- und finan­
ziellen Verlusten und zu Nachteilen für den Werktätigen 
führen, wollte man am vereinbarten Qualifizierungsziel 
festhalten. Der Betrieb muß aber in jedem Fall dem 
Werktätigen die Übernahme einer anderen, seiner vorge­
sehenen Qualifikation entsprechenden Arbeitsaufgabe an­
bieten. Nur wenn der Werktätige diese vorgeschlagene 
Änderung ablehnt, kann der Qualifizierungsvertrag gekün­
digt werden. Dieser Kündigungsgrund tritt in der Praxis 
äußerst selten auf. Die Betriebe sollten nur in Ausnahme­
fällen hiervon Gebrauch machen und sehr sorgfältig alle 
Umstände abwägen.6
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